
4216 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Bundesrates 

Gesetzesbesch 1 uß des Nat iona 1 rates vom 26. Feber 1992 betreffend ei n 
Bundesgesetz, mi t dem das Bundesgesetz gegen den un 1 auteren Wettbewerb 
1984 geändert und das Rabattgesetz, die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über Prei snachl ässe (Rabattgesetz) , das Zugabegesetz , das 
Ausverkaufsgesetz 1985, das Bundesgesetz betreffend das Verbot 
unentgeltlicher Zuwendungen ,im geschäftlichen Verkehre und die Verordnung 
des Bundesmi ni sters für Hande 1 und Verkehr über das Verbot von 
Einheitspreisgeschäften aufgehoben werden (Wettbewerbs-Deregulierungs­
gesetz) 

a) Druckfehlerberichtigung gegenüber dem Gesetzentwurf ;n 398 der 
Beil agen 

Im Art. I § 9a hat Abs. 3 zu entfallen. 

b) Abänderungen gegenüber dem Gesetzentwurf in 398 der Beilagen 

Der Nationalrat hat anläßlich der Beschlußfassung im Gegenstand 
gegenüber dem Gesetzentwurf in 398 der Beilagen zu den Stenographischen 
Protokollen des Nationalrates, XVIII. GP, folgende Abänderungen 
beschlossen: 
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Art.I Z 2 lautet: 

2.. § 14 lautet: 

B§ 14. In den Fallen der §§ 1, 2, 3, 68, 9a, 9b, 90 und 10 

kann der Anspruch auf Unterlassung von jedem Unternehmer, der 
waren oder Leistungen gle~cher o~er verwan~ter Art herstellt oder 
in den geschäftliChen Verkehr bringt (Mitbewerber), oder von 
Vere:Lnigungen zur FOrc1erung wirtsohaftlicher Interessen von Un­
ternehmern gel tenä gemacht werden, sowe1 t <Uese Vere:Lnigungen 
Interessen vertreten, ~ie ~urch die Handlung berührt werden. In 
dan Fallen der §§ 1, 2, 68, 98, 9b und 90 kann der Anspruch auf 
Unterlassung auch ven der Bundesarbeitskammer, aar Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft, der Präsidentenkenferenz der Land­
wirtschaft8k~ern österreichs oder vom öeterreich1echen Gewerk­
schaftsbund geltend gemacht werden." 

Art.I Z 9 lautet: 

9. § 32 Aba.l, 2 und 6 lautet: 

"§ 32.(1) Mit verordnung kann angeordnet werden, daS 

bestimmte 
1. 

Waren 
nur in vorgeschriebenen Mengen, verpackungen oder 
unter B1nhaltung eines bestimmten Verhältnisses 

zwischen VerpackungsgrOßa und FUllmenge, 

nur unter Ersicht11cbm8chung 
a) des Namens (Firma) und des Geachäfts8!tzes des 

Erzeugers oder Händlers, 
b) der Menge (Gewicht, MaS, Zahl), 
c) de~ Beschaffenheit (einschließlich der für ais 

Verwendung wesentlichen Angeben), 
ä) der für den ordnungsgeme18en Gebrauch und die 

Pflege wesentlichen Angaben, 
e) des preise. fUr waren, 41e nicht de~ 

Preisauezeichnungagesetz, 8GBl. Nr. , in der 
jeweils geltenden Fassung unterliegen, 

f) des Preises in Beziehung auf bestimmte Gewichts­
oder Mengene1nhaiten sowie 

g) aar örtliQhenHerlCunft 

4216/BR der Beilagen - Änderungen im Plenum NR (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



· ---- ...... 
- 3 -

gewerbsmäSig feilgehalten oder sonst in Verkehr gesetzt wer­
den dürfen. n 

" ( 2 ) Mit Verordnung kann angeordnet werden, daS be­
stimmte Dienstleistungen 

1. nur in vorgeschriebenen Mengeneinheiten 
(insbesondere Leistunga-, MaS- oder Zeiteinheiten), 

2. nur unter Ersichtlichmachung 
a) des Namens (Firma) und des Geschäftssitzes 

desjenigen, der die Dienstleistung anbietet oder 
erbringt, 

b) der Menge (insbesondere Leistung, MaS, Zeit), 
c) der Beschaffenheit (einscbließlich der für den 

Empfänger der Dienstleistung wesentlichen 
Angaben) sowie 

d) eSes Preises 

gewerbsmäSig angeboten oder erbracht werden dUrfen. Z 2 lit.c1 
gilt niCht für Dienstleistungen, deren Anbieten dar Gewerbe­
ordnung 1973 in der jeweils geltenden Fassung unterliegt. 

"(6) Die Ab •• l, 3 und 5 sind auf Lebensmittel, 
Verzehrproc1ukte und Zusatzstofte nur insoweit anzuwenden, a18 
durch Verordnung angeordnet werden kann, c1aS d1ese Waren nur 
in vorgeSChriebenen Mengeneinheiten oder nur unter Ersichtli­
chmachung des Preises in Beziehung auf bestimmte Gewichts­
oder Mengeneinheiten feilgehalten oder sonst in Verkehr ge­
setzt werden dürfen." 

Die Uberschrift des Art.II lautet: 

nlnkrafttreten. Aufhebung von Rechtsvorschriften" 

Art.II Aba.l lautet: 

"(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1992 in Iraft." 

Der b1sheriae Art.II ist dem neuen Art.II Abs.l als Abs.2 
anzufUgen. 
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